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SächsVBl. Heft 12/2016 Literatur — 335

Übereinstimmung der Mitglieder (BVerwG, Urt. v. 27.03.1992,
BVerwGE 90, 104, 105; v. 10.12.2003, BVerwGE 119, 305, 307;
OVGNRW,Beschl. v. 24.01.2005,DVBl. 2005, 651;Geis, Kommu-
nalrecht, 2. Aufl. 2011, § 11 Rn. 90). Hieran wird es im Verhältnis
derMitglieder vonD-FraktionundE-Fraktion zueinander fehlen,
was schon die doppelte Fraktionsbildung indiziert.

Im Ergebnis führt die beschlossene Heraufsetzung der Frakti-
onsmindeststärke auf sechs Mandatsträger somit dazu, dass „an-
sehnlichgroßeGruppen“vonMandatsträgern, konkretdie (bishe-
rigen) Mitglieder der D-Fraktion und der E-Fraktion, von der
Fraktionsbildung ausgeschlossenwerden.

Dies verletzt § 35 a Abs. 1 Satz 1 SächsGemO i. V. m. dem
Übermaßverbot.

e) Kein Verstoß gegen rechtsstaatliche Vertrauensschutzaspekte
Die Neufestsetzung der Fraktionsmindeststärke könnte ferner
auch unter Gesichtspunkten rechtsstaatlichen Vertrauensschut-
zes (zu der in zeitlicher Hinsicht uneingeschränkten Organ-
kompetenz des Stadtrates siehe bereits oben sub II) diskutiert
werden, weil sie nicht gleich zu Beginn der aktuellen Wahlperi-
ode, sondern erst am 14.02.2014 vom Stadtrat beschlossen wor-
den ist. Besteht – wie hier – grundsätzlich ein sachlicher Grund
für die Änderung, begegnet die Wahl des Zeitpunkts der Ände-
rung für sich gesehen keinen durchgreifenden rechtsstaatlichen
Bedenken.

LITERATUR

Sven Simon, Grenzen des Bundesverfassungsgerichts im euro-
päischen Integrationsprozess, Jus Publicum Band 253, Verlag
Mohr Siebeck, Tübingen 2016, 353 Seiten, € 89,–.

Die Gießener Habilitationsschrift erscheint zur rechten Zeit: Das
OMT-Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 21.06.2016 er-
hält mit dieser Schrift für seine Zurückhaltung eine akademische
Legitimation gleich mitgeliefert, auch wenn es in Einzelheiten –
manmöchte sagen: noch– auf denbisherigen, immer offensichtli-
cher in die Irre führenden Gleisen der Rechtsprechung fortfährt.
Gefertigt ist die Schrift bei Thilo Marauhn, Zweitgutachter war
Franz Reimer.

Die Schrift versteht sich als Beitrag zu der kritischen Öffent-
lichkeit, dererdie sozusagenVerfassungspolitikdesBundesverfas-
sungsgerichts bedarf, um nicht auf Irrwege zu geraten. Diese Ge-
fahr ist hierzulande besonders groß. Das liegt daran, dass, wie der
Verfasser schreibt, in keinem anderen Mitgliedstaat der Europä-
ischen Union (EU) die Vorstellung von verfassungsrechtlich vor-
gegebenenGrenzendieserUnionderart stark ausgeprägt istwie in
Deutschland. Zwar haben zweifellos auch andere Verfassungsge-
richte solcher Staatenden Integrationsprozess flankiert.Aber kein
anderes Gericht hat eine derart dominante Rolle im Gefüge der
Gewaltenteilung eingenommen, wie das Bundesverfassungsge-
richt sie beansprucht hat. So ist der europäische Integrationspro-
zess zur bisher größten institutionellen Herausforderung des Ge-
richts geworden. Zugleich wird in dieser Phase die demokratische
Qualität der zunehmenden Vertiefung der Integration der EU of-
fen infrage gestellt; Gleiches gilt sogar für ihre die Rechtsstaatlich-
keit berührenden Strukturen. In dieser Lage kommt einerseits
dem Bundesverfassungsgericht und andererseits der kritischen
Öffentlichkeit, die es begleitet, je eine eigene besondere Verant-
wortung zu. Nicht nur diese Öffentlichkeit, sondern auch Richter
im Gericht haben dies erkannt – man denke nur an die dissenting
votes zum Vorlagebeschluss im OMT-Verfahren (v. 14.01.2014,
BVerfGE 134, 366, 419 ff. und 430 ff. sowie dazu inzwischen vom
Wirtschaftsrecht her etwa Georg Sandberger, Die rechtliche Ord-
nung vonGeld,WährungundBanken. Erfahrungen aus der Euro-

Eine echte (retroaktive) Rückwirkung auf den Beginn der
Wahlperiode entfaltet die beschlossene Änderung der Geschäfts-
ordnung nicht.

Einen „Bestandsschutz“ der zu Beginn einer Wahlperiode ge-
bildeten Fraktionen ohne Rücksicht auf eintretende Veränderun-
gen ihrerMitgliederzahl kennt § 35 a SächsGemOnicht. Sinkt die
Zahl der Mitglieder unter die festgesetzte Mindeststärke, entfällt
der Fraktionsstatus unmittelbar aufgrund der in der Geschäfts-
ordnung getroffenenRegelung.

Nichts anderes gilt, wenn der Stadtrat im Laufe der Wahlperi-
ode die Mindeststärke mitWirkung für die Zukunft neu festsetzt,
bezüglich der Mitgliedergruppen, die das Quorum nicht (mehr)
erreichen: Diese Gruppen können sich nicht erfolgreich auf Be-
stands- oder Vertrauensschutz berufen, wenn die Neufestsetzung
im Übrigen den rechtlichen Anforderungen entspricht. Auch in-
sofern kommt es nicht darauf an, ob der Stadtrat die zweckmä-
ßigste Lösung des Problems gefunden hat.

Ein Verstoß gegen Vertrauensschutzaspekte liegt damit nicht
vor.

Ergebnis

Die beschlosseneÄnderungderGeschäftsordnung zur Fraktions-
stärke verletzt damit § 35 a Abs. 1 Satz 1 SächsGemO i. V. m. dem
Übermaßverbot.

und Bankenkrise, Marburg 2016, S. 64 ff.; nun ist nach Ausschei-
den der dissenter Lübbe-Wolff und Gerhardt in wohltuender Zu-
rückhaltung das Endurteil in der Hauptsache am 21.06.2016, nun
abgedruckt in EuGRZ 2016, 440 ff., ergangen, die Simon nicht
mehr berücksichtigen konnte). Eswar an der Zeit, dass von der im
engerenSinneverfassungsrechtlichbefasstenWissenschaftherdie
Kompetenzgrenzen des Bundesverfassungsgerichts noch einmal
näher untersucht undneubestimmtwerden.Dies unternimmtdie
vorliegende Schrift, der deshalb schon programmatisch große Be-
deutung zukommt.

Die Schrift leistet in einer überschaubaren, zugänglichen und
konzisen Weise, was sie einleitend verspricht. Das erste Kapitel
enthält dieHinführungzumThema.Siebefasst sichmitder Ideen-
geschichte der Verfassungsgerichtsbarkeit, der politischen Natur
der Verfassungsgerichtsbarkeit, der Verfassungsgerichtsbarkeit in
Deutschland und schließlich demBundesverfassungsgericht zwi-
schen Recht und Politik. Dann kommt die Arbeit zu den verfas-
sungsrechtlichen Grundlagen der europäischen Integration. Hier
befasst sie sich im zweiten Kapitel schlicht mit den einschlägigen
Bestimmungen des Grundgesetzes, dann den Entwicklungslinien
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und schließ-
lich demVerhältnis zwischenUnionsrecht und nationalemRecht.
Darauf setzt die weitere Untersuchung die Erträge der Rechtspre-
chung insofernvoraus, als dieKategoriender„Identitätskontrolle“
und der „Ultra-vires-Kontrolle“ Gegenstand werden. Daher
kommt das dritte Kapitel zunächst zur Identitätskontrolle; es
schlägt hier den verfassungsrechtlichen Weg ein, geht also nicht
heran über die unionsrechtlicheHerkunft dieser Kategorie, wobei
die jüngsten großenAufsätze dazunichtmehr berücksichtigtwer-
denkonnten (vgl. ausder Feder einesMitarbeiters desPräsidenten
desGerichtsThomasWischmeyer, Nationale Identität undVerfas-
sungsidentität: Schutzgehalte, Instrumente, Perspektiven, AöR
140 [2015], 415 ff. und desMünchnerHabilitandenAlbert Ingold,
Die verfassungsrechtliche Identität der Bundesrepublik Deutsch-
land,AöR140 [2015], 1 ff.).Hier findetman zunächst denGrund-
rechtsschutz, danndie souveräne Staatlichkeit und amSchluss das
Demokratieprinzip verhandelt. Das vierte Kapitel erweitert den
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336 — Literatur SächsVBl. Heft 12/2016

verfassungsrechtlichen Zugriff im Rahmen der Ultra-vires-Kont-
rolle und befasst sich darauf mit der verfassungsgerichtlichen
Kontrollbefugnis und dann der verfassungsgerichtlichen Kont-
rolldichte. Dieses Raster ermöglicht, im letzten Kapitel nicht nur
zusammenfassende Thesen zu formulieren, sondern auch künf-
tigeGestaltungsmöglichkeiten zu umreißen.

DieLeistungsfähigkeitderArbeit erweist sich insbesondereda-
rin, dass sie die Eigenständigkeit derMaßstäbe desGrundgesetzes
zu bisherigen Lehrmeinungen und Auslegungen herausarbeitet.
Das gilt etwa für die Bedeutung des Art. 23 GG als besonderem
Ort der hier maßgeblichen Grundlagen der Integration und auch
für den Demokratiebegriff, der eben nicht mit schlichten hierar-
chischen Herrschaftsmodellen, die von Carl Schmitt stammen,
und auch nicht mit nur gesellschaftlich orientierten Diskursmo-
dellen im Sinne von JürgenHabermas als Alternative erschöpft ist,
sondern seiner eigenständigen Erschließung, hier aus Art. 23GG,
bedarf. Denn erst sowird klar, welche Reichweite schon das natio-
naleVerfassungsrecht seinengrundlegendenBegriffen in ihrer to-
pologisch begründeten Bandbreite zu geben vermag. Nur solche
Begriffsarbeit kann daran vorbeiführen, mit plakativen Bannern
einer hehren Kritik an Integrationsanstrengungen und -erträgen
daherzustolzieren sowie dadurch die europäische Integration und
denOrt der eigenenVerfassung in ihr zu beschädigen.

Um dies an einem Beispiel zu verdeutlichen: Unabhängig von
der vorgängigen Frage, ob Art. 38 GG ein „Recht auf Demokra-
tie“ enthält, dessen Verletzung vor dem Bundesverfassungsge-
richt gerügt werden kann, steht im Raum, welcher Demokratie-
begriff verschiedenen Regelungen im Grundgesetz an ihrem je-
weiligen Ort gerecht wird. So kann es durchaus sein, dass das
Demokratieverständnis im innerstaatlichenWillensbildungspro-
zess ein anderes ist als im Kontext der europäischen Integration.
Es kann einenUnterschiedmachen, obman einerseits Art. 23GG
und andererseits Art. 38 GG auszulegen bemüht ist. Die Situation
konsolidierter Staatlichkeit ist schließlich eine andere als die eines
offenen Integrationsprozesses, an dem teilzuhaben das Grundge-
setz verpflichtet. Würde das Grundgesetz hier dieselben, monoli-
thisch und substanziell verstandenen Begrifflichkeiten verwendet
haben, so würde es seinem eigenen Ziel, diese Integration zu be-
fördern, widersprechen. Die Blockaden für einen intendierten
Prozess wären sozusagen zugleich eingebaut, die normative Ma-
schinerie der Verfassung stünde sich selbst im Wege. Daher er-
staunt es nicht, dass die Schrift diesenWeg nachzeichnet, den bis-
her wenige Autoren anempfohlen haben. Gewiss, dieser Ansatz
hat auch Folgen für die Auslegung des Art. 79 Abs. 3 GG und der
Begrifflichkeiten des Art. 20 GG, aber das stört nicht, wenn man
die in einem sachlichen Sinne feinsinnige Zuordnung von verfas-
sungsrechtlichen Regelungen mit dem Ziel einer angemessenen
Topologie des Gesamtkunstwerks „Verfassung“ erschließen will.
Nur wenn man sozusagen einen allumfassend eingesetzten, so
verdinglichten Demokratiebegriff anzunehmen berechtigt wäre,
könnte es richtig sein, auf diesem Wege ihm entgegenstehende
Gehalte anderer Regelungselemente zu verdrängen, wobei Kron-
zeuge dieser Perspektiven der Arbeit ersichtlichChristophMöllers
ist, der sie zuerst in seiner Dissertation aufscheinen ließ und spä-
ter fortgeführt hat (vgl.Möllers, Staat als Argument, 1. Aufl. 2000/
2. Aufl. 2011, S. 415 u. passim, sowie ders., Legalität, Legitimität
und Legitimation des Bundesverfassungsgerichts, in:Matthias Je-
staedt u. a. [Hrsg.], Das entgrenzte Gericht, 2011, S. 281 ff.).
Dann gefährdet man aber zugleich die sachlichen Ziele, denen
diese Normen dienen. Dies, so kann man aus der vorliegenden
Schrift schließen, ist in den vielen Jahren seit derMaastricht-Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts (Urt. v. 12.10.1993,
BVerfGE 89, 155 ff.) geschehen, während es in den Solange-Ent-
scheidungen, die einen adäquaten Grundrechtsschutz bewirken
sollten, vielleicht noch anders gelegen habenmag. Das kann seine
Gründe haben in der herkömmlichen dogmatischen Schulung
der befassten Richter, insbesondere sofern sie aus den Rechtsfa-

kultäten kamen und dort ein dogmatisches Profil erworben hat-
ten, dem keine spezifischen internationalen, europarechtlichen
oder menschenrechtlichen Erfahrungen zugrunde lagen. Der
Preis ist hoch: Es hat zu einem unangemessenen Verfassungsver-
ständnis geführt, noch geprägt von Parlaments- und Demokra-
tieverständnissen des spätkonstitutionellen deutschen Anstalts-
staates, den das Grundgesetz gerade in seiner spezifischenOrien-
tierung an den immer wieder gescheiterten Traditionen der
deutschen Verfassungspolitik seit der Paulskirche und über die
Weimarer Verfassung längst hinter sich gelassen hat. Die Verfas-
sung ist gewissermaßen besser als ihre Interpreten; sie gilt zwar
nach einem berühmten Diktum eines amerikanischen Verfas-
sungsrichters zunächst so, wie sie ihre bestellten Interpreten in
den Gerichten auslegen, reicht aber immer auch zugleich über
deren Horizont hinaus und kann deshalb immer wieder neu gele-
sen, ausgelegt und angewendet werden. Das ist eine methodische
Perspektive, die sicherlich ein destabilisierendes Element in sich
birgt; es kann sie jedoch zu neuen Ufern führen. Diese Sicht er-
möglicht aber immer auch eine Selbstkontrolle der Gerichtsbar-
keit, die mit der Verfassung umgeht. Zudemmotiviert dieser me-
thodische Hintergrund zu einer größeren Zurückhaltung, als
man in den letzten Jahren angesichts einer geradezu Unfehlbar-
keit reklamierenden Präsentation von Rechtserkenntnissen er-
kennen konnte.

So endet die Untersuchung von Simon in einer erfreulichen
Vorsicht, die Umsicht walten lässt. Sie legt auch dem Bundesver-
fassungsgerichtnahe, sich zubescheidenundbei seinenLeisten zu
bleiben, so wie sie die Verfassung selbst in jener immer wieder
neuen Perspektive erkennbar werden lässt. Dabei geht die Arbeit
verfassungsrechtsdogmatisch deutlich vor, indem sie, was Art. 38
GG als Basis einer Beschwerdebefugnis angeht, fragt, ob sich im
Falle dieses Rechts überhaupt eine Schutzpflicht ermitteln lässt,
diedurchUnterlassenverletzt seinkönnte.Fehlt esdaran,dannge-
bietet schon dieser Umstand eine größere Zurückhaltung, als bis-
her beim Gericht erkennbar war. Und selbst dann, wenn diese
Schutzpflicht sich konkretisieren ließe, stellen sich Fragen der
Reichweite einer Kontrolle solcher Vorgänge, einerseits deshalb,
weil das Gericht sich schwerlich durch einen Ausspruch an die
Stelle anderer Staatsfunktionen setzen kann, und andererseits,
weil Erkenntnisse auf hinreichendgreifbarenFeststellungenberu-
henmüssen, solch sicherer Boden aber in diesen Sachzusammen-
hängen oft schwer zu finden ist, ja vielleicht offenbar gar nicht er-
reichbar sein wird. Außerdem: Keinesfalls darf Art. 79 Abs. 3 GG
dazu dienen, neue Kompetenzen des Bundesverfassungsgerichts
zu kreieren und aus dieser BestimmungKataloge tradierter Staat-
lichkeit abzuleiten, die unantastbar sein sollen und vom Bundes-
verfassungsgericht kraft eines wie immer legitimierten Vorver-
ständnisses vom Nationalstaat gegen die europäische Integration
als unverrückbares Bollwerk in Stellung gebracht werden. Die
Schutzmechanismen sind subtiler und sensibler; zudem ergeben
sie sich nicht nur aus dem nationalen Verfassungsrecht, sondern
auchausdemPrimärrecht derEU.Mandarf gespannt sein,wieder
Verfasser der Schrift seine Thesen fortentwickelt, die er ja immer
neu an neue Entscheidungen als sozusagen ihrerseits ebenfalls
fortbildungsfähigeMaßstäbe heranführen kann.

Also nach allem eine außerordentlich interessante, weiterfüh-
rende und durch das OMT-Urteil vom 21.06.2016 vielleicht teil-
weise schon bestätigte Schrift, die – wie ihr Vorwort zeigt – einem
maßgeblichenMitglied des entscheidenden Senats offenbar sozu-
sagen schon als nasciturus, also in ihrer Entstehung, bekannt war.
In diesemSinne liegt hier eine erfreulicheKooperationder aktuel-
len Wissenschaft der jüngeren Generation vor, die hoffen lässt –
hoffen auf eine hinreichendeWirkung derArbeiten aus demKreis
einer kritischen, hier vor allemwissenschaftlichen Öffentlichkeit,
dererVerfassungsgerichte bedürfen.

Univ.-Prof. Dr. Helmut Goerlich, Hochschullehrer i. R.,
Juristenfakultät, Universität Leipzig
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